Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 15. März 1996 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Kasachstan 

über den Luftverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einem völkerrechtlichen Vertrag nach Maßgabe 
des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. Mit 
seiner Hilfe wird der internationale Fluglinienverkehr für die deutschen 
Luftfahrtunternehmen und die des Vertragspartners zwischen beiden 
Staaten auf eine solide Rechtsgrundlage gestellt, die im Gegensatz 
zur Gewährung vorläufiger Rechte - ohne Vertragsbasis - auch lang- 
fristige Planungen trägt und nur formalisierter Beendigung unterliegt. 

B. Lösung 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Kasachstan 
gewähren sich gegenseitig die Rechte des Überflugs (1. Freiheit), der 
Landung zu nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit), des Absetzens 
(3. Freiheit) und des Aufnehmens (4. Freiheit) von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post im gewerblichen internationalen Fluglinienverkehr. 
Kabotagerechte sind ausgeschlossen. 

Das Vertragsgesetz trägt den nationalen Erfordernissen zur Um- 
setzung dieses Vertrags in deutsches Recht Rechnung. 

C. Alternativen 

Vertragsloser Zustand mit nicht gesicherten Verkehrsrechten. 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 
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Es entstehen keine Kosten. 
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E. Sonstige Kosten 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunter- 
nehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen 
noch bei sozialen Sicherungssystemen. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus, da 
das Abkommen neben Fragen technischer Art sowie der Rechts- 
gewährungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und 
Weise der Bestimmungen von Beförderungsentgelten, nicht aber 
deren Höhe, regelt. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7323 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 64/97 Bonn, den 21 . März 1997 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 15. März 1996 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Ka- 
sachstan über den Luftverkehr mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 710. Sitzung am 14. März 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 15. März 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Kasachstan 
über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 1 5. März 1 996 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Kasachstan über den Luftverkehr sowie den in den Nummern 5 und 8 des 
Memorandum of Understanding vom 9. Juli 1993 über die Verhandlungen über 
ein Luftverkehrsabkommen zwischen den Delegationen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kasachstan getroffenen Vereinbarungen wird 
zugestimmt. Das Abkommen und die getroffenen Vereinbarungen werden 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen auch die Umsatz- 
steuer und die Biersteuer berühren, deren Aufkommen den Ländern ganz oder 
teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, ins- 
besondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen neben 
Fragen technischer Art sowie der Rechtsgewährungen auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Bestimmungen von Beförderungsent- 
gelten, nicht aber deren Höhe, regelt. 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsuntemehmen, ins- 
besondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei sozialen Siche- 
rungssystemen. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Kasachstan 
über den Luftverkehr 

CornameHne 

Mewfly ripaBHTejibCTBOM OeflepaTMBHofi PecnyönwKM TepMaHMB 
m ripaBMTejibCTBOM PecnyönHKM Ka 3 axcTaH 
O B03flyii!H0M COOÖmeHMM 


Inhaltsübersicht 


CofiepwaHMe 


Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmi- 
gung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 

Artikel 7 Überweisung von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linien- 
verkehrs 

Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben und Statistiken 
Artikel 10 Tarife 

Artikel 1 1 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 14 Meinungsaustausch 

Artikel 15 Konsultationen 

Artikel 16 Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 17 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 18 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation 

Artikel 19 Frühere Abkommen 
Artikel 20 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 21 Kündigung 


flpeaMöyna 

CiaTbfl 1 : 
CTaTbH 2: 
CTaTb« 3: 
CTaTbfl 4: 

CTaTbs 5: 
CTaTbs 6: 

CiaTbR 7: 
CTaTbfl 8: 

CTaTbH 9: 

CiaTbH 1 0: 
OraTbR 1 1 : 
CTaTb« 12: 
CraTbs 13: 
CTaTbH 14: 
CTaTbR 15: 
CraTbH 16: 
CTaTbs 17: 
CiaTbH 18: 

CTaTbs 1 9: 
CTaTb« 20: 
CraTbR 21: 


OnpefleneHne 

ripeflocTaeneHMe npaß nepeB030K 
Ha3Ha4enMe m pa3pweHne «a OKcnnyaTamuo 

AHHynupoBaHMe mhvi orpaHvmeHvie paapeuueHMR 
wa OKcnnyaTauMio 

PaßeHCTBO B OTHOtueHHH CÖOpOB 
Ocßo6o>KeHMe ot TaMOweHHbtx noujjiHH h Apyrnx 

CÖOpOB 

nepeßofl floxofloß 

ripMHUMnbi, onpeflennKDutne ocymecTßneHMe 
nepeß030K no noroßOpHbiM MapmpyiaM 

flpeflocTaßneHMe onepaTMBHOM MH(t>opMauMn m 
CT aTMCTMHeCKMX flaHHblX 

TapH#bi 

KoMMepMecKan ßenTenbHOCTb 

AßMauMOHHaR 6e3onacHOCTb 

B*be3fl h KOHTponb npoe3ßHbix AOKyweHTOB 

OÖMßH MHeHMRMM 

KoHcynbTauMM 

yperyjiwposawte cnopoe 

MHOrOCTOpOHHHe KOHBeHUMM 

PemcTpauHR b MeamyHapoflHOH opraHH3auwn 
rpaxcßaHCKOM aenauHvi 

npe>KHMe cornauLieHHR 
BcTyaneHMe b cwny, cpox flewcTBHfl 
fleHOHCaUMH 
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Kasachstan - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem- 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 In 
Chicago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die 
Internationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen 
Artikel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen 
der Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach 
dessen Artikeln 90 und 94, soweit diese Anhänge und Ände- 
rungen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von 
ihnen ratifiziert worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Kasachstan das Ministerium für Verkehr oder in 
beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Wahr- 
nehmung der diesen Behörden obliegenden Aufgaben er- 
mächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtunternehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti- 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationa- 
len Fluglinienverkehr betreiben soll. 


(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet", „Fluglinienverkehr“, „interna- 
tionaler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens festgelegte 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif“ bedeutet den Preis, der für die interna- 
tionale Beförderung (d. h. die Beförderung zwischen Punkten in 
den Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Flug- 
gästen, Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen 
ist, und schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisions- 
zahlung richtet. 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der 
Beförderung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beför- 
derung verkaufte Beförderung auf einem inländischen 
Streckenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht ver- 


npaBUTenbCTBO OeflepaTUBHOM PecnyönMKM T epMaHMa 
M 

npaBmeribCTBO PecnyönMKM Ka3axcTaH - 

öyAy^w AoroBapuBatoiAMMMca CTopoHaMM KOHBeHUMM o 
MejKßyHapoAHOM rpa*AaHCKOM aBMauMM, OTKpbiTOtf ajih nOAnn- 
caHMH b HMKaro 7 aeKaöpa 1 944 r. f 

>Kenaa 3 aKn» 0 MMTb CornaiueHMe oö ycTaHOBneHMM m ocy- 
mecTBneHUM B03AyUJH0r0 cooöiueHMa Me>KAy HX TeppMTOpMBMM 
m 3a hx npeAeribi - 

cornacwriMCb o HMxcecneAyiOLueM: 

CTdTbR 1 
Onpefle/ieHHfi 

(1) B cMbicne 3Toro CornaiueHna, ecnn M3 KOHTexcTa Hwnero 
Apyroro He BbiTeKaeT, 

a) TepMHH “KoHBeHAMH o rpax<AaHCKOM aBnai4MM“ 03HaMaeT 
Kohbbhumio o Me>KAyHapoAHOtf rpa>KAaHCKOft aBMauMM, 
OTKpbiTyio Ana nOAnwcaHMH b HMKaro 7 A©Kaöpa 1944 roAa, 
BKnioHaa ece npMnox<eHMa, npMHBTbie cornacHO CiaTbM 90 
3TOM KOHBeHUMM, M BC6 nOnpaBKM K ilpMnOMeHMKM MflM K 
caMOM KOHBeHUMM o rpaxcAaHCKOM aBMauMM, npMHaTbie no 
ee CTaTbHM 90 m 94, ecnn 3TM ripM/K»KeHMa mhm nonpaBKM 
BCTynMJiM B CMny Ana oöbmx floroBapMBaJomMxa Ctopoh mjim 
öbtnM paTMcJ)HUMpOBaHbi mmm; 

b) TepMHH “aBMauMOHHbie BnacTM“ 03HanaeT OTHOCHTenbHO 
OeAepaTMBHOM PecnyönMKM repMaHMa - OeAepanbHoe 
MMHMCTepcTBO TpaHcnopTa, OTHOCHTenbHO PecnyönMKM 
Ka3axCTaH - MMHMCTepCTBO TpaHCnOpTa M KOMMyHMKaUMM 
PecnyönMKM Ka3axcTaH, MnM b oöomx cnynaax nioöoe APy- 
roe nnuo mum opraHM3auMio, ynonHOMoneHHbie ocymecT- 
BnaTb 3aAaMM, BoanOtteHHbie Ha yKaaaHHbie BnacTH; 

c) TepMHH “Ha3HaMeHHoe aBManpeAnpnaTMe“ 03HaHaeT nioöoe 
aBManpeAnpnaTHe, KOTOpoe OAwa floroBapMBaioiuaaca 
CTopOHa Ha3HaHHna Apyron floroBapHBatOLuenca CTopone 
b nncbMeHHOft 4>opMe cornacno CTaTbe 3 xax npeAnpnaTHe, 
KOTopoe Aon>KHO ocytuecTBnaTb Me>KAynapOAHOe 
B03AyiüHoe cooÖtueHMe no MapiupyTaM, ycTaHOBneHHbiM b 
cootbbtctbhm c nyHKTOM 2 CTaTbM 2 HacToaiuero 
CornaiueHHa. 

(2) TepMMHbi “TeppMTOpMa“, “BOSAyuiwoe cooöiueHHe“, 
“Me^AynapOAHoe B03AyniHoe cooöiueHHe“ m “nocaAKa b ne- 
KOMMepnecKMX uenax“ Ana npMMBHeHMa stoto CornaiueHHa 
MMeioT 3HaneHMa, yKa3aHHbie b CTaTtax 2 m 96 KOHBeHUMM o 
rpa>KAaHCKOM aBMauHM. 

(3) TepMHH “TapMcj)“ 03 HanaeT ueHy, B3HMaeMyio aa Mex<AyHa- 
poAHyto nepeB03Ky (T.e. nepeB03Ky Mexgiy nyHKTaMM Ha Tep- 
pMTOpMax Aayx MnM öonee Asyx rocyAapCTB) nacca>KMpoB, 
öaraxca nnn rpy3a (3a MCKnK>neHMeM noHTbi) m BKnionaeT cne- 
Ayioiuee: 

a) nioöoM CKB03H0« TapMcf) MnM cyMMy, B3MMaeMbie 3a 
Me>KAyHapoAHy»o nepeB03Ky, npeAJiaraeMyio MnM npoAaßa- 
eMyio Kax TaKOByio; 

b) KOMMCCMOHHbte, noAnewaLUMe ynnaTe 3a npoAa>xy aBMaön- 
neTOB Ha nepeB03Ky nacca>KMpoB m mx öara*a, MnM 3a coot- 
BeTCTByioiUMe Mepbi npn nepeB03Ke rpy3a; 

c) ycnOBMa, OT KOTOpblX 33 BHCHT npMMeHHMOCTb Tapncfja MUH 
ueHbi Ha nepeB03Ky nnn ynnaTa KOMHccHOHHbix. 

Oh Taioxe BKniosaeT b ceöa: 

d) Bce ocHOBHbie ycnyrn, 0Ka3bißaeMbie b cßa3H c nepeB03K0H; 

e) nioöOH Tapnc}) 3a nepeB03Ky Ha BHyTpeHHen nacTH 
MapujpyTa, npoAaHHyio b AOnonHeHHe k Me>KAy H apoAH oh 
nepeB03Ke, KOToporo HeT b pacnopax<eHHH a^* hhcto BHy- 
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fügbar ist und der nicht allen Beförderern im internationalen 
Verkehr und deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Ver- 
fügung gestellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei 
zum Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die 
bezeichneten Unternehmen das Recht, 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu lan- 
den; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Fluggäste, 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Flugiinienverkehr betreiben kön- 
nen, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel festge- 
legt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf- 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern 
(Kabotage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Flugiinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer- 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Flugiinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe- 
haltlich des Absatzes 3 dieses Artikels und des Artikels 9 unver- 
züglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen Flug- 
linienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenann- 
ten Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftver- 
kehrs zu erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter- 
nehmen ersetzen. Das neu bezeichnet© Unternehmen genießt 
die gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen 
wie das Unternehmen, an dessen Steife es getreten ist. 

Artikel 4 
Widerruf oder 

Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken. 


Tp©HHi4x noneToe m KOTOpbiH He MOxceT öbiTb npeflocraB/ien 
ßcew nepeß03MMKaM b MexflyHapoflHOM cooöuteHm h hx 
K/iweHTaM Ha paBHwx ycnoßwax. 

CTaTb« 2 

npeftocTaB/ieHHe npae nepeB030K 

(1) OflHa floroeapHBaioiMaflCH Ciopona npeAOCTaßjmeT ßpy- 
roH floroBapHBajomePicH CiopoHe c flenbio oKcn/iyaiauMM 
wiexcflyHapoflHoro B03flyujHoro cooömeHMA Ha3HaneHHbiMM 
npefinpMBTHBMH npaBO 

a) ÖecnocaßOHHoro nponeTa HaA ee TeppHTopneM; 

b) nocaflKM Ha ee TeppwTopMM b HeKOMMepnecKMx uermx; 

c) npoH3BOflHTb nocaßKH na ee TeppMTopHM b nyHKTax, yxa- 
33HHbix Ha MaptupyTax, KOTopbie ycTaHoeneHbi b cooTBeTcr- 
bhm c nyHKTOM 2 HH?xe, c Ljenbio 3arpy3KH h Bbrpy3*M 
naccaxcnpoB, Öaraxca, rpy3a h nOHTbi Ha KOMwepnecKOH 
OCHOBe. 

(2) MapiupyTbi, no KOTopbiM Ha 3 HaneHHbiM aßnanpefl- 
npHBTHBM florOBapHB3K)LAHXCH CTOpOH ÖyfleT npeflOCTaBJieHO 
npaBO ocymecTBABTb Me^KflyHapoflHoe B03flyujHoe cooötfle- 
HMe, ycTaHaBAMBaioTCB b Taönnue is/iapujpyTOB nyTeM oÖMeHa 
HOTaMM. 

(3) no nyHKTy 1 Ha3HaneHHbiM npeflnpMATMAM oahom floro- 
BapHBajoiueHCfl Ctopohw He npeflocTaßnaeTCfl npaßo norpy3KM 
Ha TeppMTopHM ßpyroM floroßapMBaiomeMCA Ctopohw 
naccauKMpoB, öaraxca, rpy3a h noHTbi m hx nepeB03KH 3a B03Ha- 
rpaxcfleHHe b ßpyron nyHKT Ha TeppHTopHH 3 toh floroßapn- 
BajomeHca CTopoHbi (xaöoTajK). 

CTSTbfl 3 

Ha3HaneHMe h pa3peuieHwe Ha 3KcnnyaTai4HK> 

(1) GKcnnyaiauHB MexcflyHapoflHoro B03flyujHoro cooöme- 
hhb no MapiApyTaivt, ycraHOBneHHbiM cornacHo nyHKTy 2 ciaTbH 2 
HacTOHinero CornaujeHMa, Mo*eT HanaTbca b AKDöoe Bpewm 
npH yCAOBHH, HTO 

a) floroBapHBaioiAaBCH CTopoHa, KOTopoPi npeflocTaBAHKnca 
Ha3BaHHbie b nyHKTe 1 CTaTbH 2 HacToamero CornauieHMa 
npaBa, Ha3HaHH/ia b nncbMeHHOM (JiopMe oaho mah 
HecKonbKo aBHanpeAnpHBTHH; 

b) floroßapHBaKHuaaca CTopoHa, npeflocTaBAaHDtuaa 3 Tm 
npaBa, fiana Ha3HaneHHOMy n peflnpnaTMio mah npeflnpna- 
THflM pa3peiueHne Ha OTKpbiTne BosayiuHoro cooömeHMa. 

(2) floroBapHBa»OLAaBCB CTopoHa, npeflocTaBAatomaa oth 
npaBa, c yneTOM nyHKTa 3 otoPi CTaTbH h CTaTbH 9, He 3 aMeßAM- 
Te/ibHo BbiAacT pa3peujeHHe Ha 3KcnnyaTai4HK) MewflyHapofl- 
Horo B03flyujHoro cooömeHMa. 

(3) OflHa floroBapHBaHDLflaBCB CTopoHa MOweT noTpeöoßaTb 
ot Ka>Kfloro Ha3HaneHHoro npeflnpnaTna flpypon floroBapn- 
BaioiflePicfl Ctopohw AOKa3aTeAbCTBa Toro, hto oho b cocToa- 
hhh BbinoAHHTb TpeöoßaHMa, npeflnncaHHbie aaxoHaMH h 
npoHHMH npaßHnaMH nepßoft floroßapHBaroiflePiCB Ctopohw, 
KOTopbie perynnpyiOT axcnyaTauHK) MexcflyHapoflHoro B03- 
flyiuHoro cooöifleHHH. 

(4) OflHa florOBapHBaiomaaca CTopoHa MOweT b cooTBeTCT- 
BHM C nyHKTaMH 1 - 3 flaHHOH CTaTbH 3aM6HHTb OflHO Ha3- 
HaneHHoe eto npeflnpnaTMe flpyrHM npeflnpnaTMeM. Bhobb Ha3- 
HaneHHoe aBManpeflnpnaTMe ÖyfleT HMeTb Te xce npaBa m 
0ÖB3aTenbCTBa KaK h aBManpeflnpnaTMe, BMecTO KOToporo oho 
öbino naaHaneHo. 

CraTbii 4 

AHynitpoeaHMe müh 

orpaHHseHHe pa3peuieHHR Ha aiccnnyaTaijHio 

Kaxcflan floroBapneaiomaaca CTopona MoweT aMHy/iHpo- 
BaTb ham bbocth orpaHMHeHHH Ha BWflaHHoe no nyHKTy 2 
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wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 15 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstel- 
lung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

Artikel 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter- 
nehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr erhoben 
werden. 

Artikel 6 
Befreiung von 

Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver- 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder aus- 
fliegen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befind- 
lichen Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrü- 
stungsgegenstände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und 
sonstigen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren er- 
hobenen Abgaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge 
befindliche Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei verbraucht werden. 


(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrüstungs- 
gegenstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der 
einen Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort 
unmittelbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei einge- 
baut oder sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem 
Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei auf andere 
Weise wieder ausgeführt zu werden, bleiben frei von den in 
Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbema- 
terial und Beförderungsdokumente jedes bezeichneten Unter- 
nehmens der einen Vertragspartei bleiben bei der Einfuhr in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ebenfalls von den in 
Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben frei. 


(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 


(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge- 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst- 
leistungen, die Jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 


CTaTbM 3 HacToamero Cor/iatueHMB pa3petueHne, ec/iM Ha3- 
HaneHHoe aBManpeAnpMHTMe He coömoflaeT 3aKOHbi m npoHkie 
npaBM/ia floroßapHBaiomeHCfl CTopoHbi, npeAOCTaB/iaioiAeM 
npaßa, m/im He Bwno/iHaeT nono>KeHMfl HacToamero 
Cor/iaweHMR m/im BbiTexaioiAMe M3 Hero 0öH3aTe/ibCTBa. 
Ilepefl aHHynnpoBaHMeM m/im BzenemeM orpaHMneHMM cnefly- 
eT npOBeCTM KOHCy/lbTaUMM B COOTBeTCTBMM CO CTaTbM 15, 
ec/iM TonbKO He TpeöyeTca HewieflneHHoe npnocraHOB/ieHMe 
3KcnnyaTai4MM m/im BBeaeHMe orpaHMneHMM c Tewi, htoöw npe- 
flOTBpaTMTb fla/ibHeniiJMe HapyiueHMfl 33kohob m/im npaBM/i. 

CTaTbfl 5 

PaBeHCTBO B OTHOliieHHH CÖOpOB 

Cöopbi, B3MMaeMbie Ha TeppMTopMM oahom floroBapMBaiom- 
eMca CTopoHbi 3a nonb30BaHMe B03flyiuHbiMM cyaaMM «a>Kfloro 
Ha3HaHöHHoro aBManpeflnpMBTMB Apyron floroßapMBaiomeMCfl 
CTopoHbi aaponopTOB m/im ApyrMX aapOHaBMrauMOHHbiMM 
cpeACTBaMM m yc/iyr, He MoryT öWTb Bwiue cöopoß, B3MMaeMbix 
c B 03 AyuJHbix cyAOB OTeMecTBeHHoro aBManpeAnpMBTMB, ocy- 
lUecTB/iBiomero aHa/iorMMHbie Mex<AyHapoAHwe B03AywHwe 
nepeB03KM. 

CTaTbfl 6 

OcBo6o>KfleHHe ot 

TaMO)KeHHblX flOUI/lHH M flpyrMX CÖOpOB 

(1) Bo3AyiuHbie cyAa, 3KcnnyaTMpyeMwe nioöbiM Ha3- 
HaneHHbiM aBManpeAnpMBTMeM oahom floroßapMBaiomeMca 
CTopoHbi, npM sxoAe (bwxoao c) Ha TeppMTopMio APyroM floro- 
BapMBaiomeMCfl Ctopohw m/im npM nponeTe ee TeppMTopMto, a 
Taioxe Ton/iMBO, CMa30HHwe MaTepnanw, 3anacHbie nacTM, 
TaöenbHoe MMymecTBO m öopTOBbie 3anacbi, HaxoAfliAMeca Ha 
ÖOpTy T3KMX B03flyi±IHblX CyAOB, OCBOÖOXCAaHDTCB OT 
TaMOXCeHHblX nOUJ/lMH M ApyrMX CÖOpOB, B3MMaeMblX npM MX 
BB03e, BWB03e M/IM TpaH3MTe. 0TO TaK*e npMMSHBeTCB K TOBa- 
paM, HaxoAfliAMMCfl Ha öopTy B03AyuJHoro cyAHa, 
Mcnonb3yeMbiM bo BpeMa noneTa nepe3 TeppMTopMio Apyron 
floroßapMBaiomeMCB CTopoHbi. 

(2) Toh/imbo, cMa30HHbie MaTepnanw, 3anacHbie nacTM, 
Taöe/ibHoe MMymecTBo m öopTOBbie 3anacbi, BpeMeHHO bbo- 
3MMbie Ha TeppMTOpMK) OAHOM AorOBapMBaKHMeMCB CTopoHbi c 
TeM, htoöw mx cpa3y *e m/im nocne CKnaAMpoßaHMa ycTaHOBMTb 
Ha öopTy m/im B3HTb Ha öopT B03AywHbix cyAOB Ha 3 HaneHHoro 
aBManpeAnpMBTMB Apyron AoroBapMBaioiAeMca Ctopohw, m/im 

APyrMM 0Öpa30M BHOBb BbiB03MTb C TSppMTOpMM nepBOM AotO- 
BapM BaK)LI4eM CB CTopoHbi, OCBOÖOXCAaiOTCH OT T3M0>KeHHblX 
notu/iMH m ApyrMX cöopoß, yKa3aHHbix b nyHKTe 1 HacTonmeM 
CTaTbM. Pex/iaMHbie MaTepnanw m nepeB030HHwe AOKyMeHTw 
nioöoro Ha3HaMeHHoro aBManpeAnpMHTMn oahom Aoroßapn- 
BatoLueMCB CTopoHbi npM mx BB03e Ha TeppMTopMio Apyron 
AoroBapMBaiOLAeMca Ctopohw Taioxe ocBoöo>KAaK)TCH ot 
T awio>KeHHbix noiu/iMH m ApyrMX cöopoß, yKa3aHHbix b nyHKTe 1 
HaCTOBLAeM CTaTbM. 

(3) Ton/iMBO m CMa30MHbie MaTepMa/ibi, B3BTwe Ha öopT 
B03AyuJHbix cyAOB ziioöoro Ha3HaneHHoro npeAnpMBTMB oahom 
A oroBapMBaioiAeMCB Ctopohw Ha TeppMTopMM Apyron AoroBa- 
pMBaiomeMCB Ctopohw m Mcno/ib3yeMwe b Me*AyHapoAHOM 

B03flyUJH0M COOÖLUeHMM, OCBOÖOXqjaiOTCfl OT ynOMBHyTblX B 
nyHKTe 1 HacTonmeä CTaTbM TawioxceHHbix noiuriMH m Apyrnx 
cöopoß, a Taioxe ot B03M0>KHbix cneuMa/ibHwx Ha/ioroß Ha noT- 
peö/ieHMe. 

(4) Ka*Aafl AoroBapMBatomaaca CTopoHa MoxceT AepxtaTb 
TOBapw, ynoivwHyTwe b nyHKTax 1 - 3 ashhom CTaTbM, noA koh- 
ponewi TaMOxceHHWx B/iacTeM. 

(5) Toßapw, ynoMBHyTwe b nyHKTax 1-3 HacTomueM CTaTbM, 
ocBoöox<AOHHbie ot ynnaTw TaMoxceHHwx noiu/iMH m Apyrnx 
cöopoß. He öyAyT noAßepraTbca hmk3kmm oöwhho npn- 
MeHBeMWM K HMM 3K0H0MMHeCKMM SanpeTaM MflM OTpaHMHe- 
HMBM, KaCaiOlAMMCB BB033, BblB03a M/IM TpaH3MT3 TOBapOB. 

(6) Kaxg^aa AoroBapMBaioiuiaBCfl CTopoHa npeAOCTaß/iaeT Ha 
ocHOBe B33MMHOCTM ocßoöoxcAeHMe ot Hanora C OÖOpOTa M/IM 
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Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 


Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Ver- 
kauf von Beförderungsdiensten im Luftverkehr im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, in Über- 
einstimmung mit den jeweiligen nationalen Vorschriften auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit in jeder frei konvertierbaren Wäh- 
rung zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung 
zu überweisen. 


Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Linienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei 
wird in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den 
Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück- 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 


(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa- 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde- 
rungsangebot angepaßt ist 


a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs- 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regio- 
nalen Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug- 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, auf für beide Seiten gleicher Grund- 
lage eine zufriedenstellende Regelung des Beförderungsange- 
bots und der Frequenzen zu erreichen. 

(6) Vereinbarungen, die zwischen den bezeichneten Luftfahrt- 
untemehmen beider Seiten geschlossen werden, sind den Luft- 


aHanorMHHbix KocßeHHbix HanoroB Ha TOBapw m ycnym, npe- 
AOCTaB/meMbie nioöoMy Ha3HaneHHOMy npeAnpMBTMio Apyroü 
floroBapHBaiomeMCH dopoHbi m ncnoAb3yewbie An« ocymecT- 
BneHMB ero KOMMepnecKOM AeaTenbHOCTM. OcBo6ox<AeHMe ot 
H anoroB MoweT öbiTb ocymecTBneHO b BMAe npeABapmenb- 
Horo OCBOÖOJKAeHMB MAU B03BpaTa. 

CTaTbfl 7 

nepeBOfl floxoflOB 

Ka*Aaa floroBapMBaiomaaca CiopoHa npeAOCTaBnaeT 
xawAOMy Ha3HaneHHOMy npeAnpMaTMJO APyroü AoroßapM- 
Baiomeftc« CTopoHbi Ha ochobo BaaMMHOCTM npaBO b jiioöoe 
BpeMB nepeBOAHTb b MecTonpeöbiBaHHe npaß/ieHHfl npeA- 
npMHTHfl AOxOAbi, nonyneHHbie ot npoAaxw aßnanepeB030K Ha 
TeppMTopMM Apyroft floroßapMBaioiAeMca Ctopohw, b yciaHO- 
BneHHOM HaqwoHanbHbiM 3aKOHOAaTenbCTBOM nopaAKe b 
jiioöom cboöoaho KOHBepTHpyeMOM BaniOTe no 0 <{)MLiMa/ibH 0 My 
oÖMeHHOMy xypcy. 

ÜTaTbn 8 

npHHLiHfibi, onpeflenflKJiqHe ocyiqecTBneHHe 
nepeeo30K no floroBOpHbiM MapiupyTaM 

(1) üioöOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMBTMio Ka>KAOM floro- 
BapHBatOLAeMca Ctopohw ÖyAyT npeAOCTaB/ieHbi cnpaBeAnM- 
Bbie m paBHbie bo3mo>khoctm npM 3KcnnyaTaqMM aBmmnm 
Ha MapmpyTax, ycTaHOB/ieHHbix b cooTBeT ctbmm c nyHKTOM 2 
CTaTH 2 HacToainero CornaiueHMa. 

(2) ripn äKcnnyaTaqwH MexcAywapoAHbix B03AyujHbix /imhmm 
H a Mapiupyiax, ycTaHOBneHHbix b cootbotctbmm c nyHKTOM 2 
CTaTbM 2 HacToautero CornaiueHMa, nioöoe Ha3HaneHHoe aBMa- 
npeAnpHaTHe oahom floroßapMBaioiAeMca Ctopohw öyAeT y-m- 
TWBaTb MHTepecbi nioöoro Ha3HaneHHoro aBnanpeAnpnaTHa 
Apyrofi floroßapMBaiometfca Ctopohw c TeM, HTOöbi He HaHecTM 
cymecTBeHHoro yujepöa B03AyujHbiM nepeB03KaM nocneAHero 
aBHanpeAnpnaTwa, KOTopoe 3KcnnyaTnpyeT B03AyujHy»o amhmio 
no TOMy me MapujpyTy m/ih ero MacTM. 

(3) Mex<AyHapoAHoe B03AyuJH0e cooömeHMe no MapiupyTaM, 
yCTaHOBJieHHblM B COOTBeTCTB MM C nyHKTOM 2 CTaTbM 2 
HacToamero CornaiueHMa, MMeeT CBoeM nepBOonepeAHOM 
3aAaH6M npeAOCTaßneHMe cmkoctm, cooTBeTCTByioiAeM npeA- 
nonaraeMbiM noTpeÖHOCTaM b nepeB03Kax Ha m c TeppMTopMM 
floroBapMBatomeMca Ctopohw, Ha3HaMMBiueM aBManpeA- 
npnaTMa. npaBO t3kmx aBManpeAnpnaTMM Ha nepeBOSKM MexcAy 
nyHKTaMM Ha TeppMTopMM ApyroM AoroBapMBaioineMcn 
CTopoHbi m nyHKTaMM b TpeTbMX CTpaHax no MapiupyTaM, ycTa- 
HOBjieHHbiM b cooTBeTCTBMM c nyHKTOM 2 CTaTbM 2 HacToamero 
CornaiueHMa, ÖyAeT ocymecTBnaTbca b MHTepecax nnaHOMep- 
Horo pa3BMTMa Mex<AyHapoAHoro B03AyujHoro cooömeHMa 
T3KMM 0Öpa30M, HTO OMKOCTb ÖyAÖT 3aBMCeTb OT 

a) noTpeöHOCTeM b nepeB03Kax Ha m c TeppMTopMM floroßapM- 
BaioineMca CTopoHbi, Ha3HanMBiueM aBManpeAnpMBTMa; 

b) noTpeöHOCTeM b nepeB03Kax Toro paftOHa, Mepe3 kotopwm 
npoxoAMT aBManMHMa, c yneTOM MecTHoro m perMOHanbHoro 
B03AyiuHoro cooömeHMa; 

c) noTpeÖHOCTeii b peHTaöenbHOM 3KcnnyaTauMM TpaH3MTHbix 
aBManMHMM. 

(4) flna oöecneMeHMa nioöoMy Ha3HaMeHHOMy aBManpeA- 
npMaTMio cnpaßeAnMBbix m paBHbix ycnoBMM nacTOTa noneTOB, 
npeAycMOTpeHHbie TMnbi B03AywHbix cyAOB b othoujohmm mx 
eMKOCTM, a Taioxe pacnncaHMa noneTOB noAnewaT oAoöpeHMio 
aBMaqMOHHblMM BnaCTBMM AorOBapMBaiOlAMXCa CTOpOH. 

(5) npM HeOÖXOAMMOCTM aBMaqMOHHbie BJiaCTM floroßapM- 
BaioiAMxca Ctopoh AonwHbi npMnox<MTb ycMAMa, mtoöw 
AOÖMT bca Ha paBHOM Ana oöenx floroßapMBaioiAMxca Ctopoh 
ocHOBe yAOBjieTBOpMTe/ibHoro peujeHMa BonpocoB, cBa3aHHbix 
c eMKOcTbio m MacTOTOM noneTOB. 

(6) CornaiueHMa, KOTOpbie ÖyAyT 3aicnK)HaTbca MexcAy wa3- 
HaneHHbiMM aBManpeAnpnaTMaMM oöenx floroßapMBaioiAMxca 
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fahrtbehörden beider Vertragsparteien vorzulegen, soweit sie 
einer Genehmigung bedürfen. 

Artikel 9 
Übermittlung 

von Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehör- 
den der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme 
des Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgeleg- 
ten Linien und vor Beginn jeder folgenden Flugplanperiode die 
Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die 
Flugpläne mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mitzu- 
teilen. 


(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der Luft- 
fahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle regel- 
mäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der bezeichne- 
ten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise angefor- 
dert werden können, um das von jedem bezeichneten Unterneh- 
men der erstgenannten Vertragspartei auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförderungsange- 
bot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle Angaben ent- 
halten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der Herkunft und 
Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 


Artikel 10 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Fluggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft- 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Ab- 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs- 
dokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die 
Interessen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so 
unterrichtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von ein- 
undzwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der 
Tarif darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden 
ist weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassun- 
gen sowie verwaitungs-, kaufmännisches und technisches Per- 
sonal zu unterhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unter- 
nehmen benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäf- 
tigung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und son- 
stigen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die 
Gesetze und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Aus- 
ländem und ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden 
Vertragspartei, einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach 


Ctopoh, öyAyT npeftCTaBJiHTbca Ha OAOöpeHMe aBnaiinoHHbtx 
BnacTefi, ecnn ohm HyxgjatOTca b yTBepa<fleHHM. 

CTaTbfl 9 

npeflocTaeneHMe onepaix bhom 
H HC$)O pMai 4 M H H CTaTHCTHHeCKMX ßaHHblX 

(1) Ka>KAoe Ha3HaneHHoe aßnanpeAnpnaTne öyAeT cooö- 
maTb aBMauMOHHbiM BnacraM flor OBapHBatomnxca Ctopoh He 
no3flHee oahoto Mecaua ao Hanana B03AyujHoro cooömeHna 
no MapuipyraM, ycTaHoeneHHbiM b cooTBeTCTBnn c nyHKTOM 2 
daTbH 2 HacTomuero CornatueHna, n ao Hanana Ka*Aoro noc- 
neAyK>mero ce30HHoro nepnona SKcnnyaTaunn KaTeropMM 
noneia, Tunbi ncnonb3yeMbix B03AyuJHbix cyAOB n pacnncaHne 
MX nOfieTOB. O KpaTKOCpOMHblX M3MeHeHMAX 6yA©T cooömeHO 
HeMenneHHO. 

(2) ABMaMMOHHbie BJiaCTM OAHOM florOBapMBaK>meMCH 
CTOpOHbt npeAOCTaBAHKiT aBMaMMOHHbIM B/iaCTHM APyrOM 
floroBapMBaiomeMCH dopOHbi no mx npocböe Bce nepMOAHHec- 
KMe m Apyrne CTaTMCTMHecKMe AaHHbie Ha 3 HaneHHbix aßnanpeA- 
npMBTMM, KOTopwe MoryT b pa3yMHbix npeAenax noTpeöoßaTbca 
c Lie/ibio npoBepKM ewKOCTM, npeAOCTaBnneMOM KawAbiM Ha3- 
HaneHHbiM aßnanpeAnpnaTneM nepßon floroBapMBatomenca 
CTOpOHbt Ha Mapuipyrax, ycTaHOBrteHHbix b cootb 6 tctbmm c 
nyHKTOM 2 CTaTbM 2 HacTOHujero CornaweHMa. Tanne AaHHbie 
öyAyT BKAiOMaTb bck> MHCf)opMauMK>, HeoöxoAHMyio Ana onpe- 
AeneHMB oö-beMa, a Taione nyHKTOB Ha 3 HaneHMB m oTnpaB/ieHna 
nepeB03on. 

CTaTbH 10 

TapncjDbi 

(1) Tapnc}>bi, npMMeHaeMbie Ha 3 HaneHHbiM aßnanpeA- 
npMBTMeM npn nepeB03ne naccaxcnpoß no MapwpyTaM, ycTaHO- 
BAOHHbtM B COOTB 6 TCTBMM C nyHKTOM 2 CTaTbM 2 HaCTOBlAerO 
CornaweHMa, noAnewaT oAOöpeHMio aBnaunoHHbtMn ba3Ctbmm 
A oroßapnBaiotnencn CTopoHbt, Ha Hben TeppnTopnM HaxoAMTca 
nyHKT OTnpaB/ieHM« noneTa (cornacHO MH^opMaunn b nepeßo- 
304HbtX AOKyMeHTax). 

(2) B cbomx Tapnc}>ax Ha3HaneHHbie aBnanpeAnpnaTna ÖyAyT 
yHMTbtßaTb 3 KcnnyaTaLiM 0 HHbte pacxoAbi, pa3yMHyio npnöbtnb, 
cyiAecTByiCMAMe ycnoBna KOHKypeHLinn n pbtHKa, a Tatone MHTe- 
pecbt nojib 30 BaTeneM TpaHcnopTa. KoMneTeHTHbie aßna- 
AMOHHbte BJiaCTM MOryT OTKa3aTb B OAOÖpeHMM TapMC})a TOJlbKO 
b tom cnynae, ec am oh He cooTBeTCTByeT stmm KpnTepnaM. 

(3) TapncJjbi npeACTaBnaiOTca Ha 3 HaneHHbiMM aßnanpeA- 
npMBTMBMM Ha OAOöpeHMe aßMauMOHHbix Bnacren no MeHbiueM 
Mepe 3a oamh Mecau ao npeAnonaraeMon AaTbt mx BBeAOHMa. 

(4) Ecnn aBMauMOHbie BnacTM ntoöon floroßapMBaioiAeMca 
CTopoHbt He cornacHbi c TapncjjoM, npeACTaß/ieHHbiM mm Ha 
OAOöpeHMe, ohm cooÖmaT 06 stom cooTBeTCTBytomeMy aena- 
npeAnpnaTnio b TeneHne 21 aha c AaTbt npeACTaßneHMa 
Tapntfca. B TanoM cnynae stot Tapncp He npMMeHaeTca. Tapnc}), 

KOTOpbIM AO 3T0T0 npMMBHAnCB M KOTOpbIM AOAXCeH ÖblTb 3aMe- 

hbh HOBbiM Tapn<}x)M, öyAOT npnMeHATbcn m Aanee. 

CTaTbfl 11 

KoMMepnecican flefrrenbHOCTb 

(1) KaxcAaa AoroßapnBaiomaAcn CTopona npeAocraBnaeT 
nioöoMy Ha3HaneHH0My aBnanpeAnpnaTMto Apyrofi floroßapn- 
BaioiAeMca CTopoHbt Ha ochobo B3aMMH0CTM npaßo coAep^aTb 
Ha ee TeppMTopnn cbom npeACTaBMTenbCTBa c aAMMHMCTpaTM- 
BHbtM, KOMepneCKMM M TeXHMMCKMM nepCOHaAOM, KOTOpbte 
neoöxoAMMbt HaaHaneHHOMy aBManpeAnpMaTMto. 

(2) OTKpbrme npe act aBMTenbCTB m npneM Ha paöOTy nepco- 
Hana, ynasaHHoro b nyHKTe 1 HacrroaiAeM crraTbM, ocymecT- 
BnaeTca c coömoAOHneM aanoHOB m npaßnn cooTBeTCTBytoiAeM 
floroßapM BaKXAenca CTopoHbt, nacaiomMXca BbeaAa mho- 
CTpaHHbix rpa^KAan m mx npeöbiBanMa na TeppnTopnn coot- 
BeTCTBytouteM ßoroBapHBantouteMca Ctopohw. OAHano, Ana 
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Absatz 1 beschäftigte Persona! benötigt jedoch keine Arbeits- 
erlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Flug- 
gästen, Gepäck, Fracht und Post für die bezeichneten Unterneh- 
men oder andere Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertrags- 
partei. Dieses Recht schließt den den Flughäfen vorbehaltenen 
Bereich der luftseitigen Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabferti- 
gung der Luftfahrzeuge) nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförde- 
rungsleistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittel- 
bar in eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in 
jeder frei konvertierbaren Währung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten 
und Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige 
Verpflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrecht- 
lichen Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter 
ihrer völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, 
handeln die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem 
am 14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen 
über strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeu- 
gen begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in 
Den Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1 988 in Mon- 
treal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher 
gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen 
Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 1971 in 
Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluft- 
fahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitz- 
nahme ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Hand- 
lungen gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Flug- 
gäste und Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrich- 
tungen sowie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivil- 
luftfahrt zu verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz ge- 
nommen oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen 
die Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unter- 
stützen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsul- 
tationen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und son- 
stige geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche 
Bedrohungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst gerin- 
ger Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinen- 
den Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des- 
sen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und 
das sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festge- 
halten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 


nepcoHana, paöoTaiomero b npeflCTaßmenbCTBax b cooTBeTCT- 
bmm c nyHKTOM 1 HacToaujeM daTbM, pa3petiieHMfl Ha paöoiy He 
TpeöyeTCH. 

(3) Kaxyjaa ßoroBapMBaxjmaaca CiopoHa npeAOCTaBJiaeT 
ntoöOMy Ha3HaneHHOMy aBManpeAnpMaTMK) APyrotf ßoroBapa- 
BaiomeMca Ctopohw Ha ocHOBe b33mmhoctm npaßo Ha caMOCT- 
OHTenbHoe oöcnyMMBaHMe nacca*npoB, öara*a, rpy3a m noMTw 

Ha3Ha4eHHbix mjim Apyrwx aBManpeAnpMHTMH Apyroft floro- 
BapMBaiomeMCH CTopoHbi. 3 to npaBO He BKJixwaeT aBua- 
14MOHH06 Ha3eMHoe oöcjiy*MBaHMe (Ha3eMHoe oöcjiyxcMBaHMe 
B03AyiuHbtx cyAOB), KOTopoe ocTaeTca npeporaTMBOM axcn- 
nyaiaHTOB aaponopTOB. 

(4) Kax<Aaa ßoroßapMBaiomaaca CiopoHa npeAOCTaBJiaeT 
nioÖOMy Ha3HaneHHOMy aBnanpeAnpnaTmo Apyrofi floroßapn- 
Bax>meMca Ctopohw npaBO npoAaßaTb cbom TpaHcnopTHwe 
ycnym no cbomm coöctbohhwm nepeB030HHWM AOKyMQHTaM 
HenocpeACTBBHHO b coöcTBeHHbix otfcacax m nepe3 cbomx areH- 
tob no npoAawe Ha TeppmopHM APyrofi floroBapMBax>meMca 
Ctopohw ntoöowiy KJiMemy b jik>öom cboöoaho KOHBepTMpyeMOM 
sanioTO. 

Ct&tm12 

ÄBHauHOHHaH 6e3onacHOCTb 

(1) B COOTBeTCTBMM CO CBOMMM npaßaMM M 06 a 3 aTe/lbCTBaMM, 

BbiTeKaiou 4 MMM M3 MexcAywapoAHoro npaßa, floroBapMBaxMAMe- 
ca CiopOHbt noATBepxcAaiOT B3aToe mmm no OTHOiueHMio APyr k 
A pyry o6a3aienbCTBO 3aiAMmaTb 6e3onacHOCTb rpaxcAaHcxotf 
aBMauMM ot aKTOB He3aKOHHoro BMeuuaTenbCTBa. He orpaHMMM- 
Baa oöiuyfo npMMeHMMOCTb cbomx npas m 0Öa3aTejibCTB no 
MexcAyHapoAHOMy npaßy, ßoroBapMBax>mMeca Ctopohw, b 
M aCTHOCTM, AÖMCTByiOT B COOTBeTCTBMM C nOJIOXteHMBMM KOH- 
B 6 H 14 MM 0 npecTynneHMax m HexoTopbix Apyrnx aKTax, 
coBepujaeMwx Ha öopTy B03AywHwx cyAOB, noAnncaHHOM b 
Tokmo 14 ceHTaöpa 1963 roAa, Kohbbhmmm o öopböe c He3a- 
KOHHbiM 3axBaTOM B03AyuuHbix cyAOB, noAnMcaHHOM b raare 16 
Aexaöpa 1970 roAa, KoHBeHLjMM o öopböe c He3axoHHbiMM 
aKTaMM, HanpaBneHHbiMM npOTMB öe3onacHOCTM rpax<AaHcxoM 
aBMauMM, noAnncaHHOM b MoHpeane 23 ceHTaöpa 1971 roAa, m 
flpoTOKona o öopböe c He3axoHHWMM AeMCTBMaMM HacMnaa b 
a3ponopTax MexgjyHapoAHOM rpax^AaHcxoft aBMauMM, noAnM- 
caHHoro b MoHpeane 24 cfceBpajia 1988 roAa b AonojiHSHMM k 
K oHBeHUMM o öopböe c H63axoHHWMM AeMCTBMaMM, Hanpa- 
BiieHHbiMM npoTMB öe3onacHOCTM rpaxcAaHCKOM aBMauMM, noA- 
nMcaHHOM b MoHpeane 23 ceHTaöa 1971 roAa. 

(2) ßoroBapMBafoiAMeca Ctopohw oxa 3 WBax)T no 3anpocy 
bck> HeoöxoAMMyio noMoutb APyr APyry b npe aot B pauieH m m 
H 63aKOHHOrO 3aXBaTa B03AyUiHWX cyAOB M APyrMX H63aKOHHblX 
aKTOB, HanpaB/ieHHbix npoTMB öe3onacHOCTM B03AyuJHbix 
cyAOB, mx naccaxcMpoB m 3KMnax<eM, a3ponopTOB m a3pOHaBMra- 
Umohhwx cpeACTB, a TaioKe jiioöom ApyroM yrpo3w öe3onacHO- 
ctm rpax<AaHCKOM aBMauMM. 

(3) KorAa öyAeT MMeTb mocto He3axoHHWM 3axBaT 
B03AyujHoro cyAna jimöo yrpoaa Taxoro 3axBaTa mjim Apyrofi 
axT He3axoHHoro BMeiuaTejibCTBa, co3AaK)iAMM yrpo3y öe30- 
nacHocTM TaxMx cyAOB, mx naccaxwpoB m 3XMnax<etf, aaponop- 
tob mjim aapoHaBMrauMOHHWx cpeACTB, floroBapMBax)U4Meca 
Ctopohw öyAyT npM b33mmhwx KOHcyjibTauMax oxa3bißaTb APyr 
Apyry noMouib b ynpotueHMM CBa3M m npMHBTMM ApyrMX coot- 
BeT cTBy iouimx Mep, HanpaBJieHHbix Ha npeceneHMe Taxoro 
npoMcmecTBMa mjim ero yrpo3W Tax öbiCTpo, xax 3 to bo3moxcho 
c yneTOM MMHMMajibHoro pMcxa a/ih >KM3HM. 

(4) Kax<Aaa floroBapMBax)maaca CTopoHa npeAnpMMeT ace 
B03M0>KHbie c ee ctopohw Mepw AJi« oöecneneHMa toto, htoöw 
3axßaMeHHoe B03AyiuHoe cyAHO mjim B03AyuJHoe cyAHO, noA- 
Beprtueeca APyrMM axTaw He3axoHHoro BMeiuaTejibCTBa, Haxo- 
ABLueeca b 3to BpeMa Ha 3eMJie ee TeppMTOpMM, yAep>xajiocb 
Ha 3eMJie, ecjiM TOJibxo BWJieT B03AyuuHoro cyAHa He öyAOT 
Bbi3BaH HeoöxoAMMOCTbio saiUMTbi *M3Höfl ero axMnaxca m 
naccaxcMpoB. Taxne Mepw ÖyAyT npMHMMaTbca, no B03M0- 
XCHOCTM, Ha OCHOBe B33MMHWX KOHCyJlbT ai4MM. 
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(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie- 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, so- 
weit diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien an- 
wendbar sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register 
eingetragenen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die 
ihren Hauptgeschäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in 
ihrem Hoheitsgebiet haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in 
ihrem Hoheitsgebiet im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvor- 
schriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in 
Absatz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von 
der anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, 
den Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in 
ihrem Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei 
gewährleistet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum 
Schutz von Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Flug- 
gästen, Besatzung und Handgepäck sowie zur Durchführung 
angemessener SicherheitskontroHen bei Gepäck, Fracht und 
Bordvorräten vor und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam 
angewendet werden. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen 
der anderen Vertragspartei um vernünftige besondere Sicher- 
heitsmaßnahmen zur Abwendung einer bestimmten Bedrohung 
wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvor- 
schriften dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der 
anderen Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luft- 
fahrtbehörde der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt 
innerhalb eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine 
zufriedenstellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, 
die Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtunter- 
nehmen der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu 
widerrufen, einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. 
Wenn eine ernste Notlage dies erfordert, kann eine Vertrags 
Partei vor Ablauf dieses Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


Artikel 13 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere Ver- 
tragspartei den bezeichneten Unternehmen, die in beiden Staa- 
ten Luftverkehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnah- 
men, die gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die 
Einreise in oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat 
erforderlichen Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprü- 
fung auf, wenn siöh diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im 
unmittelbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei auf- 
gehalten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person 
nicht in das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, 
daß sie nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weite- 
ren Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließ- 
lich in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkeh- 
rungen für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung 
in einen Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in 
dem sie aus anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. 
Hat eine Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht 
einreiseberechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zer- 
stört, so erkennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den 
Behörden der Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die 
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(5) flOrOBapMBaiOmMeCfl CTOpOHW B CBOMX B 3 aMMOOTHOLU- 

eHMRX AetfcTByioT b cooTBeTCTBMM c nono>KeHMflMM no aBHa- 
AMOhhom 6e3onacHOCTM, ycTaHaB/iWBaeMbJMM Me^KflyHapoAHOM 
opraHM3a4MeM rpa>xAaHcxoM aßwa i\m m onpeAenaeMbiMM b 
npMJlOXCeHMHX K KOHBeHAMM B TOM CTeneHM, B KOTOPOM T3XM6 
nono>KeHMH no öe3onacHocTM npMMeHMMbi k CTopoHawi; ohm 
öyAyT TpeöOBaTb, htoöw snaAenbAbi B03Ay«uHb»x cyAOB mx 
perMCTpauMM kam BnaAenbuw B03AyuiHwx cyAOB, ocHOBHoe 
wiecTo AeflTe/ibHoCTM mam nocTORHHoe MecTonpeöbiBame 
KOTopwx HaxoAMTCR Ha mx TeppMTopMM, m axcnAyaTaHTbi aapo- 
nOpTOB Ha MX TeppMTopMM AeMCTBOBa/lM B COOTBeTCTBMM C TaXM- 
MM nOJlOKeHMRMM no aBMaAMOHHOM 6e30naCHOCTM. 

(6) Ka*AaR floroßapMBaiomaRCR OopoHa cornaiuaeTCR c 
TeM, HTO OT T3XMX BAaAeAbAÖB B03AyUlHWX cyAOB MOXCHO nOT- 
peöOBaTb coömoAOHMR noAO>xeHMM no aßMaAMOHHOM öe3onac- 
hoctm, yKa3aHHbix b nyHicre 5 HacTORinetf craTbM, ycTaHaBAMBa- 
eMbix 3 tom APyroft floroßapMBaiOLAeMCR Ctopohom aji* npMne- 
Ta, Bbinera mam npeöbißaHMR Ha ee TeppMTopMM. Ka*AaR floro- 
BapMBa KDmaR cr CTopoHa oöecneMMT, HToöbf Ha ee TeppMTopMM 
npMMeHRAMCb AOMCTBßHHbie Mepbl no aaiAMTe B03AyiUHblX 
cyAOB m no AOCMOTpy naccaxwpoB, 3XMna>xeM m pyMHOM kasam, 
a Taxwe no BbinoAHeHMio cooTBeTCTByiou^Mx npoBepox Ha öe30- 
nacHocTb öara>xa, rpy3a m öoptobux 3anacoß ao m bo BpeMR 
nocaAKM naccax^MpoB mam norpy3KM rpy30B. KawAaR floroßapM- 
BaiomaRCR CTopoHa öyAeT öAaro>xeAaTeAbHO paccwaTpMBaTb 
aioöom aanpoc Apyroü flor OBapMBaxxueMCR Ctopohw b 
othoujbhmm pa3yMHwx cneAMaAbHwx Mep öesonacHocTM a^h 
yCTpaHeHMR xohxpothom yrpo3w. 

(7) Ecam OAHa floroßapMBaiou 4 aRCR CTopoHa He coöAiOAaeT 
noAO>KeHMM no aßMaAMOHHOM 6e3onacHocTM, npeAycMOTpeHHbix 
b HacTORLueM CTaTbe, aBMaAMOHHbie basctm Apyroü floroßapM- 
BaiOLAeMicR CTopOHbi woryT 3anpocMTb HeMeAneHHbie 
KOHCyAbTaAMM c aBMaAMOHHbIMM BA3CTRMM nepBOM flOTOBapM- 
BaiomeMCR CTopoHbt. Ecam b TeneHMe MecRAa c astw Taxoro 
3anpoca He ÖyAeT AOCTMTHyTO yAOBAeTBOpMTeAbHoro 
pemeHMR, TO 3TO ÖyAeT CAyJKMTb OCHOBOM A^R npMOCTaHOBAe- 
HMR, OTMeHbl, BBeAeHMR OrpaHMHeHMtf MAM APyryX yCAOBMMI 
pa3pemeHMR Ha axcnnyaTaAMX) aBManpeAnpMRTMio mam aBMa- 
npeAnpMRTMRM nepBOM floroBapMBatomeMCR Ctopohw. B 
SKCTpeHHbtx CAynaRX xa*AaR floroBapMBax>maRCR CTopoHa 
Monei npMHRTb Mepw npeAßapMTeAbHoro xapaxTepa ao 
MCT eneHMR stoto MecRHHoro cpoxa. 

CTaTba 13 

B"be3A h KoHTponb npoe3flHbix floxyMeHTOB 

(1) no npocböe oahom floroBapMBaK>meMCR Ctopohw APyraR 
ßoroBapMBatoiAaflCR CTopoHa pa3peiuaeT Ha3HaneHHbiM aBMa- 
npeAnpMRTMRM, noAb3y kdlam mcr npaßaMM nepeB030x b oöomx 
rocyAapcTBax, npMHRTb Mepw no oöecneneHMKD Toro, htoöbi 
nepeeo3xe noAne>xanM TOAbxo nacca>KMpb», MMeiomMe Heoöxo- 
AMMbie npoe3AHbie AOxyweHTbi ahr Bbe3Aa mam TpaH3MTa 
nepe3 TeppMTopMK) rocyAapcTBa, oöpaTMBiuerocR c npocböoM. 

(2) KaxAaR floroBapMBax>iAaRCR CTopoHa ÖyAeT c Aenbx> 
npoeepxM npMHMMaTb amao, xoTopoMy b MecTe Ha 3 HaneHMR 
6 wao 0Txa3aH0 b Bi>e3Ae nocAe ycTaHOBAeHMR Toro, hto oho He 
MMeAO npaßa Ha B-be3A, ec am TOAbxo 3 to amao ao CBoero 
OTbB3Aa He HaXOAMAOCb B npRMOM TpaH3MTe Ha TeppMTopMM 
3TOÄ floroBapMBaiomeMCR Ctopohw. floroBapMBax)U 4 MecR 
Ctopohw He ÖyAyT B03BpamaTb Taxoe amao b CTpany, rAe 
paHee öbmo ycTaHOBAeHO, hto oho He MMeAO npaßa Ha bt^a. 

(3) 3to nono?xeHMe He MetuaeT BnacTRM npoeecTM 
AaAbHeMiuyx) npoßepxy B03BpaiAeHHoro m He MMeBiuero npaßa 
Ha Bbe3A c TeM, htoöu onpeAeAMTb ero B03MO>KHoe npeöbißa- 
HMe b 3Tom rocyAapCTBe mam opraHM30BaTb ero OTnpaßxy, yAa- 
AeHMe mam AenopTaAMK) b rocyAapcTBo, Hbe rpa>KAaHCTBO oho 
MM eeT mam b xotopom oho MOJxeT öbiTb npMHRTo no APyrMM 
npMHMHaM. Ecam amao, b OTHomeHMM xoToporo ycTaHOBAeHO, 
hto oho He MMeeT npaßa Ha B-be3A, noTepRAO mam yHMHTo>xMAO 
cbom npoe3AHwe AOxyMeHTbi, to floroBapMBax)U4aRCR CTopoHa 
ÖyAeT npM3HaßaTb AoxyMeHT, noATBep?xAaK)iMM^ oöCTORTeA- 
bCTBa BbiAeTa m npMAeTa, BbiAaHHbitii BAacTRMM florOBapM- 
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Person nicht einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, 
das die Umstände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam- 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung die- 
ses Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 15 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags- 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für 
Erörterungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach 
Ansicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Arti- 
kel 14 kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Kon- 
sultationen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrags bei der anderen Vertragspartei. 

Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 15 bei- 
gelegt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden eini- 
gen, der von den Regierungen der Vertragsparteien bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Vorsit- 
zende innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine 
Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungs- 
verschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit 
einer der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Er- 
nennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 
Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten 
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen 
dessen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwie- 
weit ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen been- 
det, ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 1 5 statt. 


BaiomeMCH CTopoHbi, rae öbi/io yciaHOBJieHO, hto jihuo He 
wviejio npaßa Ha B-be3fl. 

CTaTbfl 14 
OÖMeH MHeHHflMH 

rio Mepe HeOÖXOflHMOCTH Me>Kfly aBHat-lHOHHblMH BJiaCTflMH 
floroBapnBa*omnxca Ctopoh öyfleT npoßoflHTbca oÖMeH MHe- 
HHflMH C ue/lbio AOCTMXCeHMfl TeCHOTO C0TpyAHHH6CTB3 H B3aM- 
MonoHMMaHMfl no BceM BonpocaM, KacaioutHMca npHMeneHHB 
HacToamero CornaujeHHH. 

CTaTbfl 15 
KoHcy/ibTaqHH 

Rtoöaa floroBapMBatomaaca CTopoHa MoxceT b jiioöoe BpeMfl 
3anpocMTb npoßefleHHe KOHcyjibTaMHH c aejibio o6cy>KfleHMfl 
nonpaBOK k HacTOfuaeMy Cor/iaiueHHfo hjih k TaöJiHMe 
MapiUpyTOB HJIH C L4eJ1bK> OÖCyWfleHMH BOnpOCOB HX TOJlKOBa- 
H Hfl. 3T0 TaiOKe OTHOCHTCfl K OÖCyJKfleHHKD npHMeHHMOCTH 
HacToamero ComaweHHB, ecnn oflHa floroBapHBatomaacfl 
dopoHa cHHTaeT, hto oöwieH mhchh^mh comacHo ciaTbH 14 He 
Aa/i yAOBjieTBopHTenbHbix pe3yjibTaT0B. KoHcyjibTaAHH 
Aon^KHbi HanaTbca b TeneHne AByx MecnußB c astu nonyHeHHfl 
Apyroü floroBapHBatouteHC« Ctopohoh Taxoro 3anpoca. 

CTaTbn 16 

yperynHpOBaHHe CnopOB 

(1) B cnynae, ec jih cnop, bo3hhkujhh b cb*3h c TOJiKOBaHHeM 
hjih npHMeHeHneM HacToamero ComaiueHHfl, He MO>xeT ÖwTb 
yperyjiHpoeaH cor/iacHo CTaTbH 15 3Toro CoraiueHHa, to oh 
öyAeT nepeAaH no 3anpocy oahoh floroBapHBatoutence 
CTopoHbi b TpeT encKHH cyA. 

(2) TpeiencKHH cyA o6pa3yeica b kb?kaom KOHKpeTHOM 
cnynae tbkhm oöpa30M, hto xa>KAae AoroßapHBatomaflCfi 
CiopoHa Ha3HanaeT no oAHOMy nneHy cyAa, h oöa HJieHa cyAa 
AoroBopaTca o rpaxcAaHHHe TpeTbero rocyAapcißa b xanecTBe 
npeAceAaTena, KOToporo HaaHanaiOT flpaBHienbCTBa floroea- 
pHBaKHAHxca Ctopoh. H/ieHbi cyAa Ha3HanaiOT ca b TeneHHe 
AByx, a ero npeAceAaie/ib b TeneHHe Tpex Mecmxes nocne 
Toro, Kax OAHa AoroßapHBaiomaacfl CTopona cooöluht Apyron 
floroBapHBaKDutenca CiopoHe o cßoeM HaMepeHHH nepeAaTb 
cnop b TpeTencKMtö cyA. 

(3) Ecjih cpoKH, yKa3aHHbie b nyHKTe 2 ashhoh CTaTbH He 
öbi/iH coönioAeHw, ji*oöaa AoroßapHBaiomaflCfl CiopoHa 
MO*eT, ecriH HeT APyron AoroeopeHHocTH, oöpaTHTbca k npe- 
SHAeHTy CoBeia Me*AyHapoAHotf opraHHaaMHH rpax^AaHCKOH 
aßnauHH c npocböOH ocymecTBHTb HeoöxoAHMwe Ha3HaneHHR 
Ecnn npesHAeHT HB/iaeTca rpaxcAaHHHOM jhoöoh H3 floroBapn- 
BaiOLAHxca Ctopoh hjih ecnn Apyrne npnnHHbi He nosBonaioT 
ewiy BbinojiHHTb 3Ty (JjyHKMHKD, to BHLte-npesHAeHT, 3awie- 
lAatotAHH ero, AonxceH npoH3ßecTH HasHaneHHa. 

(4) TpeTetfcKHtf cyA npHHHMaeT peiueHHfl öojibiuHHCTBOM 
ronocoB. Ero peweHHfl aßnaioTCfl 0ÖB3aTenbHbiMH a^h floro- 
BapHBaKDLAHxca Ctopoh. Ka>KAae AoroBapHBajomaaca CTopoHa 
HeceT pacxoAbi no coAepxcaHHio CBoero nneHa cyAa, a Tatoxe 
cbohx npeACTaBHTenen Ha TpeTencKOM npouecce. PacxoAw no 
coAepjKaHHio npeAceAaTen«, a Taioxe Apyrne pacxoAw 
Aonx^Hbi öbiTb pa3AeneHw nopoBHy wex<Ay AoroBapHBajomn- 
MHCfl CTOponaMH. B ocTanbHbix Bonpocax TpeTencKHH cyA cawi 
ycT aHaß JiHBaeT cboh npaßHJia npoueAypw. 

CTaTbfl 17 

MHOTOCTOpOHHHe KOHBeHLJHH 

B cnynae BCTynneHHH b cn/iy oömen mhotoct opoHHen koh- 
BeHUHH o B03AyujH0M cooÖuteHHH, npHHBTo^ oöeHMH Aoroßa- 
pHBafOlAHMHCB CTOpOHaMH, n0J10>KeHHfl TaKOH KOHBeHMHH 

öyAyT HMeTb npeHMymecTBeHHyio cnny. OöcyweHHfl c uenb»o 
onpeAeneHHa cTeneHH, b kotopoh MHor oct ophhbb KOHBeHune 
npexpaTHT AencTBHe hjih aawieHHT, HSMeHHT hjih AononHHT 
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Artikel 18 

Registrierung bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden von der Republik 
Kasachstan der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur 
Registrierung übermittelt. 

Artikel 19 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kasachstan 
außer Kraft. 

Artikel 20 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 


Artikel 21 
Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß in Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Ab- 
kommen zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der 
anderen Vertragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung 
vor Ablauf dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen 
wird. Wird der Eingang der Mitteilung von der anderen Vertrags- 
partei nicht bestätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag 
nach dem Eingang der Mitteilung bei der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation. 


Geschehen zu Bonn am 15. März 1996 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, kasachischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des kasachischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


HacTonmee CornaineHne, ÖyayT npoBOAHTbcn b cooTßeTCTBnn 
co CTaTbePi 15 HacTonmero CornaLueHna 

CTaTbfl 18 

PeriicTpaiiHfi b MeMflyHapoflHon 
opraHH3ai4HH rpamflaHCxon aBHai^HH 

HacTOflüjee CornaineHne, jiioöbie nonpaßxn k HeMy n nioöon 

OÖMeH HOTaMM B C00TB6TCTBMM C nyHXTOM 2 CTaTbM 2 
HacToamero CornaiueHnfl Öy^yT HanpaeneHbi Pecnyönnxon 
Ka3axdaH b Me*AyHapoAHyx> opraHM3amiio rpawAaHcxon 
aßnaMMM flj in pemcipa unn. 

CTaTbfl 19 

npewHHe cornaweHHfl 

C MOMema BCTynneHnn b cnny HacTomi^ero CornaweHnn 
npexpamaeT CBoe fleMCTBkie b OTHOineHnnx Me*Ay OeflepaTMB- 
Hon PecnyÖnxon repMaHnn n Pecnyönnxon Ka3axcTaH 
CornaineHne Me>xny npaßmenbCTBOM OeAepaTnßHon Pecny- 
önnxn T epMaHna n npaßnTenbCTBOM Co»03a CoBeTcxnx Couna- 
JlMCTMHeCKMX PeCnyÖ/lUK O B03flyLUH0M COOÖU^eHMM OT 11 
Honöpn 1971 rofla. 

CTaTbfl 20 

BcTynneHHe b cnny, cpoK flencTBMfl 

(1) HacToamee CornaineHne BCTynm b cnny nepe3 oamh 
M ecmj c flaTbi, xorfla floroBapnßaioLMnecn CiopoHbi yßeflOMBT 
flpyr flpyra nyTeM oöMeHa HOTaMH o tom, hto hmh BbinonHeHbi 
BHyTpnrocyflapcTBeHHbie npoueflypbi, HeoöxoAHMbie nnn ero 
BCTynneHnn b cnny. 

(2) Hadomuiee CornaineHne 3axnioHaeTcn Ha Heonpeße- 
neHHbin cpox. 

CTaTbfl 21 
fleHOHcai^Hn 

OflHa floroBapnßaiomaflCfl CiopHa Mo>xeT b nioöoe Bpeww 
yßeflOMnTb Apyryio floroBapnßaioiAyiocn CTopoHy o cßoeM 
pemeHnn npexpaTHTb AeäcTBne HacTonmero CornaweHnn; 
Taxoe yßeAOMneHne aou>xho ÖbiTb OAHOBpeMeHHO HanpaßneHO 
b Me>KAyHapoAHy»o opraHn3aqnK> rpa*AaHCxon aßnaunn. 
B TaxoM cnynae CornaiueHne npexpamT CBoe AencTBne nepe3 
AßeHaAuaTb MecmjeB c AaTbi nonyneHHn yBeAowneHnß APyron 
floroBapnßaioLMencn CiopoHon, ecnn Tonbxo yßeAOMneHne o 
npexpameHnn AoncTBnn He 0T03ßaH0 no cornacoßaHwo Me>xAy 
floroßapnßaiou^nMncn CTopoHaMn ao nCTeneHnn 3Toro nepn- 
OAa. B cnynae OTcyTCTBnn noATBep>xAeHnn nonyneHnn Apyron 
noroßapnßaKjiAencn CiopoHon yßeAOMneHne aou>xho paccMa- 
TpnßaTbcn xax nonyneHHoe nepe3 HeTbipHaAMaTb AHen c AaTbi 
nonyneHnn yßeAOMneHnn Me>XAyHapoAHon oprann3ai4nen 
rpa>xAaHCxon aßnaqnn. 


CoßepiueHO b EoHHe 1 5 MapTa 1 996 r. b Aßyx 3x3eMnnnpax, 
xa>xAbin Ha HeMeuxoM, xa3axcxoM n pyccxoM B3bixax, npnneM 
Bce TexcTbi HMeiOT cnny. B cnynae B03HnxH0ßeHnn pa3Horna- 
cnn b TonxoßaHnn HeMeqxoro n xa 3 axcxoro TexcTOB ochobhwm 
CHmaeTCß TexcT Ha pyccxoM nabixe. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a ripaBHTenbCTBo OeAopaTHBHon Pecnyönnxn r epMaHna 
Adolf von Wagner 
Matthias Wissmann 

Für die Regierung der Republik Kasachstan 
3a ripaBHTenbCTBo Pecnyönnxn Ka3axcTaH 
J. I. Lavrinenko 
Dcholdosbek Tausarov 
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In einem Memorandum of Understanding vom 9. Juli 1993 haben die Delegationen unter 
den Nummern 5 und 8 folgende Vereinbarungen im Hinblick auf Artikel 5 und Artikel 8 
Abs. 6 des abgestimmten Luftverkehrsabkommens getroffen: 


“5. On the application of Article 5 the 
Kazakhstan delegation stated that at 
present the Kazakhstan airlines and 
airports are still combined in the same 
hands. The Kazakhstan airlines, there- 
fore, do not pay any user charges until 
the concentration which is imminent. 
Up to that time, the charges levied on 
German airlines will not be higher than 
those on all foreign airlines. After the 
Separation of the airports from the air- 
lines Article 5 will be applied without 
any reservation. The German authori- 
ties will be informed immediately when 
this change occurs.” 


u 8. For the Application of Article 8 (6) both 
sides agreed that any co-operation 
arrangements conceming the exercise 
of traffic rights granted by this Agree- 
ment, especially the use of common 
flight numbers (code-sharing) or the 
contractual purchase of partial capac- 
ities (blocked-space) shall be sub- 
mitted for approval. The airlines desig- 
nated by one contracting party may 
only make such arrangements with the 
airlines designated by the other con- 
tracting party, if these airlines have 
also been granted the relevant ap- 
provals and this only on the basis of 
reciprocity and in consideration of the 
national regulations applicable in each 
case. Such arrangements with other 
airlines of the other contracting party 
shall require the approval of the aero- 
nautical authorities of this contracting 
party. The provisions of Article 3(1) 
shall remain unaffected.” 


(Übersetzung) 

„5. In Anwendung des Artikels 5 erklärte 
die kasachische Delegation, daß sich 
zur Zeit die kasachischen Luftfahrtun- 
ternehmen und Flughäfen noch in 
einer Hand befinden. Daher zahlen die 
kasachischen Unternehmen bis zur 
nahe bevorstehenden Dezentralisie- 
rung keine Benutzungsgebühren. Bis 
dahin werden den deutschen Unter- 
nehmen keine höheren Gebühren auf- 
erlegt werden als allen anderen aus- 
ländischen Unternehmen. Nach der 
Trennung der Flughäfen von den Luft- 
fahrtuntemehmen wird Artikel 5 vorbe- 
haltlos Anwendung finden. Die deut- 
schen Behörden werden sofort infor- 
miert werden, wenn diese Verände- 
rung eintritt.“ 

„8. In Anwendung des Artikels 8 Absatz 6 
stimmen beide Vertragsparteien dar- 
in überein, daß Kooperationsverein- 
barungen zur Ausübung der durch 
das Abkommen gewährten Verkehrs- 
rechte, insbesondere die Benutzung 
gemeinsamer Flugnummern (code- 
sharing) oder die vertragliche Abnah- 
me von Teilkapazitäten (blocked- 
space) zur Genehmigung vorzulegen 
sind. Die von einer Vertragspartei 
bezeichneten Unternehmen dürfen 
solche Vereinbarungen nur mit den 
von der anderen Vertragspartei be- 
zeichneten Unternehmen treffen, 
wenn diese ebenfalls über die ent- 
sprechenden Genehmigungen verfü- 
gen und nur auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit und unter Berücksich- 
tigung der jeweils anwendbaren natio- 
nalen Vorschriften. Solche Vereinba- 
rungen mit anderen Unternehmen der 
jeweils anderen Vertragspartei bedür- 
fen der Zustimmung der Luftfahrt- 
behörden der jeweils anderen Ver- 
tragspartei. Die Vorschriften des Arti- 
kels 3 Absatz 1 bleiben unberührt.“ 
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Denkschrift zum Abkommen 
i. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der interna- 
tionale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrieben werden, 
wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder 
angeflogen werden sollen, deutschen Luftfahrtuntemeh- 
men entsprechende Verkehrsrechte gewähren. 

Nach allgemeinen internationalen Gepflogenheiten wer- 
den diese Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. Um ein derartiges Abkom- 
men handelt es sich bei dem am 15. März 1996 in Bonn 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Republik Kasachstan. 

Die eingeräumten Verkehrsrechte werden in einem als 
Protokoll vereinbarten Fluglinienplan festgelegt. Diese 
Form der Vereinbarung wurde gewählt, um die Fluglinien- 
rechte den Verkehrsanforderungen jeweils leichter und 
schneller anpassen zu können. 

II. Besonderes 

Artikel 1 erläutert die im Abkommen verwendeten Be- 
griffe. 

Artikel 2 legt die gewährten Freiheitsrechte der Zivil- 
luftfahrt in den Beziehungen zwischen den Vertragspar- 
teien fest. 

Die Artikel 3 und 4 legen das Verfahren für die Ertei- 
lung, die Einschränkung oder den Widerruf der Betriebs- 
genehmigung zur Durchführung des Fluglinienverkehrs 
fest. Von dem Recht der Einschränkung oder des Wider- 
rufs der Betriebsgenehmigung darf grundsätzlich nur 
nach Konsultationen der Vertragsparteien Gebrauch ge- 
macht werden. 

Artikel 5 sichert Inländerbehandlung zu bei den im 
Zusammenhang mit der Benutzung der Flughäfen und 
anderer Luftfahrteinrichtungen anfallenden Gebühren. Die 
Anwendung des Artikels 5 wird jedoch durch die Dele- 
gationsvereinbarung unter Nummer 5 des Memorandum 
of Understanding dahingehend relativiert, daß deutschen 
Luftfahrtunternehmen derzeit nicht Iniänderbehandiung 
sondern Meistbegünstigung gewährt wird, da kasachi- 
sche Luftfahrtunternehmen und Flughäfen noch in einer 
Hand liegen. 

Artikel 6 gewährt auf der Basis der Gegenseitigkeit 
weitgehende Zoll- und Abgabenfreiheit für verwendete 
Luftfahrzeuge einschließlich der an Bord befindlichen 


Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrü- 
stungsgegenstände und Bordvorräte sowie für Werbe- 
material und Beförderungsdokumente. Er sichert darüber 
hinaus auf der Basis der Gegenseitigkeit Vergünstigungen 
auf dem Gebiet der Umsatzsteuer oder einer ähnlich aus- 
gestalteten indirekten Steuer zu. 

Artikel 7 gewährt das Recht auf freien Gewinntransfer. 

Artikel 8 soll ein zufriedenstellendes Beförderungsan- 
gebot sicherstellen. Ausgegangen wird vom Prinzip der 
beiderseitigen Genehmigung insbesondere hinsichtlich 
der Frequenz der Flugdienste, der Kapazität sowie der 
Flugpläne. Die Delegationsvereinbarung nennt unter 
Nummer 8 des Memorandum of Understanding Vereinba- 
rungen zwischen den bezeichneten Luftfahrtuntemeh- 
men, die der Zustimmung durch die Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien bedürfen. 

Artikel 9 verpflichtet zur Übermittlung von Betriebsan- 
gaben und zum Austausch der Statistiken. 

Artikel 10 enthält in Ergänzung zu den in Artikel 8 ent- 
haltenen Grundsätzen nähere Bestimmungen hinsichtlich 
der T arifgestaltung. 

Artikel 11 regelt das Niederiassungsrecht der bezeich- 
neten Luftfahrtunternehmen, das Recht der Selbstabferti- 
gung und das Recht des freien Verkaufs der Beförde- 
rungsdienste. 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsparteien zur Einhal- 
tung der völkerrechtlichen Pflichten zur Sicherheit der 
Zivilluftfahrt vor rechtswidrigen Eingriffen, welche konkre- 
tisiert werden. 

Art i kel 13 gibt die Möglichkeit der Kontrolle der Flug- 
gäste im Hinblick auf die erforderlichen Einreisedoku- 
mente und verpflichtet die Vertragsparteien zur Rück- 
nahme der von der anderen Vertragspartei zurückgewie- 
senen Fluggäste. 

Die Artikel 14 bis 16 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch, den Konsultationen, der Beilegung von 
Streitigkeiten, einschließlich der Möglichkeit zur Anrufung 
eines Schiedsgerichts. Entsprechende Regelungen sind 
in Luftverkehrsabkommen üblich und zum Ausgleich 
möglicher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. 

Die Artikel 17 bis 21 enthalten die international üb- 
lichen Kündigungs-, Registrierungs- und Schlußbestim- 
mungen sowie die Behandlung früherer Abkommen und 
die Festlegung des Vorrangs eines mehrseitigen 
Luftverkehrsübereinkommens. 
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